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Einwendung gegen die öffentliche Bekanntmachung der Barbarossastadt Gelnhausen 
70/2020 vom 30. November 2020 sowie der Gemeinde Gründau vom 16. November 
2020  
Betrifft: Festsetzungsverfahren des Wasserschutzgebietes WSG-ID 435-057, WSG 
Gelnhausen, Wasserwerk Gettenbachtal für die Brunnen A - F des Fördergebietes 
Gettenbachtal der Stadtwerke Gelnhausen GmbH.  
Öffentliche Auslegung der Bekanntmachung vom 04. Januar bis 04. März 2021 beim 
Magistrat der Stadt Gelnhausen im Foyer (Vorraum) des Rathauses Obermarkt 7, 
63571 Gelnhausen, Fristverlängerung zur Abgabe von Einwänden bis 19.05.2021 
  
 
Sehr geehrte Damen und Herren des RP Darmstadt,  
sehr geehrte Damen und Herren des HLNUG Wiesbaden,  
  
hiermit widerspreche ich der geplanten Festsetzung des o.g. Wasserschutzgebietes (WSG).  
 
Ich schließe mich der Einwendung von WindJammer Gründau e.V., Rosenstraße 18, 63584 
Gründau, vom 20.04.2021 in Verbindung mit der fachlichen Stellungnahme von Dr. phil. nat. 
Dipl.-Geogr. Alexander Stahr, Bodenkunde Geologie Grundwasserschutz, Dresdener Straße 
16, 65232 Taunusstein vom 22.03.2021 vollumfänglich an und stimme den darin genannten 
Ausführungen zu. 
  
Ich bin mit der vorgesehenen Ausweisung des WSG nicht einverstanden und verlange, dass 
ordentliche Messungen der Abstandsgeschwindigkeit durch Markierungsversuche unter 
Beauftragung eines neutralen hydrogeologischen Büros vorgenommen werden und ein 
neues hydrogeologisches Gutachten erstellt wird, bevor eine Festsetzung überhaupt erfolgen 
kann. Die öffentliche Wasserversorgung hat Vorrang und braucht langfristige Sicherheit. 
Diese sehe ich mit dieser fehlerhaften Ausweisung des WSG in Gefahr und nicht gegeben.  
  
Mit freundlichen Grüßen  
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